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Er6ffnung der Sitzung (6ffentlicher Teil)

Der Vorsitzende eréffnet um 17.00 Uhr die 6ffentliche Sitzung des Finanz- und Personalausschus-
ses und begrUBt die Anwesenden.

Feststellung der ordnungsgemagen Einladung und der Beschlussfahigkeit

Der Vorsitzende stellt die frist- und formgerechte Einladung sowie die Beschlussfahigkeit des
Gremium:s fest.

Feststellung der Tagesordnung mit Entscheidung iGber die Aufnahme von Dringlichkeitsantré-
gen

Die mit Schreiben vom 13.11.2014 bekannt gegebene Tagesordnung wird vom Finanz- und
Personalausschuss einstimmig festgestellt.

Bekanntgabe von Eilentscheidungen

Eilentscheidungen sind nicht bekannt zu geben.

Bekanntgaben

Henning Schwarz vom Jugendparlament gibt bekannt, dass er in Sachen ,,Schallschutzgutach-
fen und Gutachten allgemein zu Skateparks* Kontakt mit einem Skateshop in Oldenburg auf-
genommen habe. Inm sei mitgeteilt worden, dass es Materialien gebe, die es ermoglichten,
dass man das Skaten auf 10 Meter Entfernung nicht mehr héren kénnte. Somit kdnnte das vor-
gesehene Gebiet fUr eine Skateranlage in Norddeich weiterhin in Betracht kommen. Er bittet,
den Haushaltsansatz beizubehalten, damit das Gutachten im Jahr 2015 beauftragt werden
kdnne. Es handele sich um eine Fldche des Landkreises Aurich, die am GroBparkplatz in Nord-
deich angrenze.

Ratsfrau van Gerpen (SPD) weist darauf hin, dass die in Betracht gezogene Fldche in das Ge-
biet des Nordseeheilbades hinein reiche. Dies sollte bitte berucksichtigt werden.

Genehmigung des Protokolls iiber die 6ffentliche Sitzung des Finanz- und Personalausschusses
am 22.09.2014
1089/2014/1.1

Sach- und Rechtslage:

Der Finanz- und Personalausschuss beschlieBt Uber die Genehmigung des Protokolls.
Der Finanz- und Personalausschuss beschlieBt:

Das Protokoll wird genehmigt.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 5

Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 3
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Kurbeitragssatzung

a) 2. Anderung der Kurbeitragssatzung vom 04.12.2012
b) Kalkulation 2015

c) Abrechnung 2013

1134/2014/1.1

Sach- und Rechtislage:

[. Satzung
In regelmdaBigen halbjahrlichen Gesprdchen zwischen Vertretern des Fachdienstes 1.1 und der
Kurverwaltung ist festgestellt worden, dass die Kurbeitragssatzung der Stadt Norden in nachfol-
genden Punkten redaktionell gedndert werden soll:

e § 3 Abs.2 sollum folgenden Satz 2 ergéinzt werden:

An die vom Kurbeitrag zu befreienden Personen im Sinne von § 3 Abs. 1 Buchstaben a) bis c) ist
eine Kurkarte entsprechend § 7 Abs. 4 Satz 1 auszugeben.

Mit dieser Regelung wird klargestellt, dass die Wohnungsgeber den vom Kurbeitrag befreiten
Personen eine Kurkarte auszustellen haben.

e In § 4 Abs. 3 werden folgende Sditze gestrichen:

Zweitwohnungsinhaber und Dauerbenutzer von Campingpldtzen sind verpflichtet, den Jahres-
kurbeitrag von ihren Familienangehdrigen einzuziehen und an die Stadt Norden abzufUhren.
Als Familienangehdrige im Sinne dieser Satzung gelten die Ehegatten, die Lebenspartnerim
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, die ihrem Haushalt angehdrenden Kinder bis ein-
schlieBlich 17 Jahre sowie die stdndig in der Familie lebenden Verwandten ohne eigenem Ein-
kommen.

e In § 4 wird ein neuer Absatz 6 wie folgt eingefigt:

Zweitwohnungsinhaber und Dauerbenutzer von Campingpldtzen sind verpflichtet, den Jahres-
kurbeitrag/den pauschalierten Kurbeitrag von ihren Familienangehdrigen einzuziehen und an
die Stadt Norden abzufihren. Als Familienangehérige im Sinne dieser Satzung gelten die Ehe-
gatten, die Lebenspartnerim Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, die ihrem Haushalt an-
gehdrenden Kinder bis einschlieBlich 17 Jahre sowie die standig in der Familie lebenden Ver-
wandten ohne eigenes Einkommen.

Mit dieser Regelung wird klargestellt, dass die Einziehungs- und AbfGhrungspflicht auch den
wpauschalierten Kurbeitrag" umfasst.

e Der bisherige § 4 Abs. 6 wirdzu § 4 Abs. 7.

e In § 8 wird der letzte Satz zum neuen Absatz 4.

Weil sich die Deckungssdtze in der Kalkulation geéndert haben, ist die Kurbeitragssatzung an-
zupassen.

ll.  Kalkulation des Kurbeitrages

FOr das Jahr 2015 ist eine neue Kurbeitragskalkulation gemaB § 10 in Verbindung mit § 2 des
Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes zu beschlieBen.



Im Finanzausschuss und im Rat der Stadt Norden ist im Jahre 2012 darum gebeten worden,
dass die Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden kinftig auf Basis von Wiederbeschaffungszeit-
werten kalkulieren. Des Weiteren wurde von der Politik der Wunsch geduBert, die Kalkulations-
unterlagen Ubersichtlicher zu gestalten, indem die Kostenarten nebeneinander im Vergleich
mit dem Vorjahr, dem Rechnungsjahr und dem Kalkulationsjahr gestellt werden.

Stadtverwaltung und Wirtschaftsbetriebe fragen den Winschen der Politik in den beigefigten
Anlagen entsprechend Rechnung. DarGber hinaus werden wesentliche Abweichungen bei
einzelnen Kosten schriftlich erlé&utert.

FOr das Jahr 2015 werden voraussichtlich umlagefdhige Aufwendungen in Hohe von
6.590.085,00 Euro entstehen, die durch Kurbeitradge, Fremdenverkehrsbeitrdge und sonstige
Entgelte gedeckt werden sollen. Hiernach waren aufgrund eines Deckungsgrades von 22 %
rund 1.449.819 Euro aus Eintrittsgeldern zu erzielen. TatsGchlich werden voraussichtlich
1.449.100,00 Euro erreicht, dies entspricht einem Deckungsgrad von 21,99 Prozent. Da es sich
hierbei lediglich um prognostizierte Eintrittsgelder handelt, die ggfls. bei der Abrechnung auch
hoher ausfallen k&nnten, sollte der Deckungsgrad auf 24 % bei den sonstigen Entgelten erhdht
werden. Es hat sich gezeigt, dass in den letzten Abrechnungen der Fremdenverkehrsbeitrége
eine héhere Unterdeckung gegeben war (2012 = 171.253,00 € Unterdeckung, 2011 = 192.644,00
€ Unterdeckung), sodass der Deckungsgrad der Fremdenverkehrsbeitradge auf 8 Prozent ge-
senkt werden kdénnte.

Die néheren Einzelheiten ergeben sich aus den beigefugten Anlagen:

Anlage 1 - Entwurf der 2. Anderungssatzung vom 09.12.2014 der Satzung Uber die Erhebung
eines Kurbeifrages in der Stadt Norden (Kurbeitragssatzung) vom 04.12.2012

Anlage 2 - Kalkulation des Kurbeitrages 2015

Anlage 3 - Aufwendungen fUr die Fremdenverkehrseinrichtungen der Stadt Norden im Jahre
2015

Anlage 4 - Aufwendungen fUr die Fremdenverkehrseinrichtungen der Wirtschaftsbetriebe der
Stadt Norden GmbH im Jahre 2015 sowie Erlduterungen (Anlage 4 a)

Erforderlich ist ein Ratsbeschluss, wodurch sich die Stadt Norden diese Kalkulation zu Eigen
macht und als Grundlage fUr die Erhebung der Kurbeitrdge heranzieht.

lll. Abrechnung des Kurbeitrages 2013

Des Weiteren wird die Abrechnung fUr das Jahr 2013 vorgelegt. Die Einzelheiten ergeben sich
aus den Anlagen:

Anlage 5 - Abrechnung des Kurbeitrages 2013

Anlage 6 - Aufwendungen fUr die Fremdenverkehrseinrichtungen der Stadt Norden im Jahre
2013

Anlage 4 - Aufwendungen fUr die Fremdenverkehrseinrichtungen der Wirtschaftsbetriebe der
Stadt Norden GmbH im Jahre 2013 und Erlduterungen (Anlage 4 a)

Stadtamtmann Wilberts entschuldigt Herrn Kurdirektor Schrock-Opitz, der erkrankt sei und daher
heute nicht an der Sitzung teilnehmen kénnte. Er stellt die Sach- und Rechtslage kurz vor. Die
Kalkulation 2015 schlieBe mit einer Unterdeckung von 94.857 Euro ab. Die Abrechnung 2013
schlieBe mit einer Unterdeckung von 32.011 Euro ab. Er bittet, dem Rat der Stadt Norden diese
Kalkulation und diese Abrechnung zur Beschlussfassung zu empfehlen. Die Stadt bendtige eine
Beschlussfassung im Rat der Stadt Norden, um im n&chsten Jahr Kurbeitrdge erheben zu kdn-
nen.
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Ratsherr Lutkehus (ZoB) lobt, dass die Wirtschaftsbetriebe, wie von ihm seit Jahren gefordert,

auf Basis von Wiederbeschaffungszeitwerten kalkuliere. Er fragt, ob diese Daten mit den Wirt-
schaftsbetrieben unter Bericksichtigung der aktuellen Entwicklungen abgestimmt seien und

bittet hierGber im nichtoéffentlichen Teil der Sitzung noch einmal zu diskutieren.

Ratsfrau Albers (BUndnis 90/Die Grunen) erklart, dass ihre Fraktion einen Antrag (Anlage zum
Protokoll) eingebracht habe, der heute als Tischvorlage den Ausschussmitgliedern vorliege.
Demnach sollen auf Basis verdffentlichter Ubernachtungszahlen von 1,6 Millionen in Nor-
den/Norddeich die Urlauber einen groBeren Anteil an der Finanzierung der Gdasteeinrichtungen
zahlen. lhre Fraktfion schiagt fir die Konsolidierung der Wirtschaftsbetriebe die Erhdhung der
Kurbeitrage fir diesen Personenkreis um 1 Euro pro Ubernachtung vor. Es handele sich um ei-
nen plakativen Antrag, um Grenzen der moglichen Kurbeitragshéhe auszuloten. Generell mUss-
te der Focus viel stérker auf das Zusammenspiel im Konzern Stadt Norden gelegt werden, um
im Hinblick auf verschiedene Steuernachforderungen zu prufen, inwiefern eine Satzung schéad-
lich sein k&dnne fUr einen anderen Bereich. Sie bittet, hierUber im nichtéffentlichen Teil noch
einmal zu diskutieren.

Fachbereichsleiter Harms erkléart, dass die Stadt Norden eine Kurbeitragssatzung als Grundlage
fUr die Veranlagungen im n&chsten Jahr bendtige.

Der Vorsitzende erklart, dass die Finanzbehdrden im Hinblick auf die neue steuerliche Gesetz-
gebung viel intensiver prufe. Daher verstehe er die Angelegenheit so, dass die Politik sie sensib-
ler und genauer prifen musste.

Der Finanz- und Personalausschuss gibt die Angelegenheit ohne Beschlussempfehlung weiter
an den Verwaltungsausschuss.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

Fremdenverkehrsbeitragssatzung

a) 5. Anderung der Fremdenverkehrsbeitragssatzung
b) Kalkulation 2015

c) Abrechnung 2012

1148/2014/1.1

Sach- und Rechtislage:

FUr das Jahr 2015 ist eine neue Fremdenverkehrsbeitragskalkulation gem. § 9 in Verbindung mit
§ 2 des Niederséchsischen Kommunalabgabengesetzes zu beschlieBen.

Weil sich die Deckungssdtze in der Kalkulation gedndert haben, ist die Fremdenverkehrsbei-
fragssatzung anzupassen.

Die ndheren Einzelheiten ergeben sich aus den dieser Vorlage beigefigten Anlagen:

Anlage 1) Entwurf der Satzung zur 5. Anderung der Satzung Uber die Erhebung eines Frem-
denverkehrsbeifrages in der Stadt Norden (Fremdenverkehrsbeitragssatzung)
vom 06.03.2007 in der Fassung der 4. Anderung vom 03.12.2013

Anlage 2) Kalkulation des Fremdenverkehrsbeitrages 2015

Anlage 3) Aufwendungen fur die Fremdenverkehrseinrichtungen der Stadt Norden im Jah-
re 2015
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Anlage 4) Aufwendungen fur die Fremdenverkehrseinrichtungen der Wirtschaftsbetriebe
der Stadt Norden GmbH im Jahre 2015

Des Weiteren wird die Abrechnung 2012 vorgelegt. Die Einzelheiten ergeben sich aus den An-
lagen:

Anlage 5) Abrechnung des Fremdenverkehrsbeitrages 2012

Anlage 6) Aufwendungen fUr die Fremdenverkehrseinrichtungen der Stadt Norden im Jah-
re 2012

Anlage 4) Aufwendungen fUr die Fremdenverkehrseinrichtungen der Wirtschaftsbetriebe

der Stadt Norden GmbH im Jahre 2012

Der Finanz- und Personalausschuss gibt die Angelegenheit ohne Beschlussempfehlung weiter
an den Verwaltungsausschuss.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

1. Bekanntgabe von unerheblichen iiberplanmdBigen Auszahlungen bzw. Aufwendungen im
Haushaltsjahr 2013
2. Jahresabschluss 2013
a) Beschlussfassung Uber den Jahresabschluss
b) Ergebnisverwendungsbeschluss
c) Entlastung der Birgermeisterin
1110/2014/1.1

Sach- und Rechtislage:

GemdaB § 117 Abs. 1 Satz NKomVG ist der Rat Uber die Uber- u. auBerplanmdaBigen Auszahlun-
gen und Aufwendungen von unerheblicher Bedeutung spdtestens mit der Vorlage des Jahres-
abschlusses zu unterrichten.

In der Anlage 1 sind diese im Einzelnen aufgefuhrt.

Das Prufungsamt des Landkreises Aurich hat die Prifung des Jahresabschlusses 2013 mit dem
Schlussbericht nach § 156 Abs. 3 NKomVG vom 02. Oktober 2014 abgeschlossen.

Der Bestatigungsvermerk des Jahresabschlusses 2013 hat im Hinblick auf § 156 NKomVG erge-
ben, dass

e der Haushaltsplan (abgesehen von den Uber- und auBerplanmdaBigen Aufwendungen
und Auszahlungen) eingehalten wurde,

e die Grundsatze ordnungsmdaBiger BuchfGhrung eingehalten worden sind.

e beiden Ertfrdgen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und Auszahlungen
des gemeindlichen Geld- und Vermogensverkehrs nach den bestehenden Gesetzen
und Vorschriften unter Beachtung der maBgebenden Verwaltungsgrundsétze und der
gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren wurde und

e samtliche Vermbégensgegenstdnde, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Ertfrége,
Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen enthalten sind und der Jahresab-
schluss die tatséchliche Vermdgens-, Ertrags- und Finanzlage darstellt.
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Ratsherr LUtkehus (ZoB) bemdngelt einen groBen Posten an Ruckstellungen fUr Steuern. Es habe
eine Betriebsprifung gegeben. Der Ausschuss sei mit keinem Wort informiert worden. Er fragt,
warum mit dieser komplexen Materie des GroBparkplatzes kein Steuerberater befasst worden
sei.

Fachbereichsleiter Harms informiert, dass hinsichtlich des GroBparkplatzes in Norddeich das
Finanzamt in Oldenburg bei der Betriebsprifung im Jahre 2008 fUr die Jahre 2002 bis 2006 fest-
gestellt habe, dass es sich um einen 6ffentlich-rechtlichen Parkplatz handelt, fir den es keine
Steuerpflicht gebe. Die dort erwirtschafteten Ertrége seien ausweislich der ausfUhrlichen Be-
grindung dieser Betriebsprifung nicht steuerpflichtig. Diese Position sei fUr die Stadt Norden
verbindlich gewesen. Bei der letzten AuBenprifung im Jahre 2012/2013 habe das Finanzamt
Oldenburg diese Rechtsauffassung aufgegeben und sie um 180 Grad gedreht. Jetzt werde
vom Finanzamt Oldenburg die Auffassung vertreten, dass die Stadt Norden sich mit der Bewirt-
schaftung des GroBparkplatzes in den wirtschaftlichen Verkehr eingeschaltet habe und eine
Tatigkeit entfalte, die sich inhaltlich von der Tatigkeit eines privaten Unternehmers nicht wesent-
lich unterscheide. Ahnliche Parkpl&tze, Campingplétze etc. wirden im Ort von privaten Unter-
nehmern angeboten. Die Stadt Norden erziele nach Auffassung des Finanzamtes nicht Ein-
nahmen aus Vermietung und Verpachtung, sondern es handele sich um Erlése aus einem Be-
trieb gewerblicher Art. Die Stadt habe frOhzeitig reagiert, indem sie entsprechende RUckstel-
lungen eingestellt habe.

Betriebswirt Jansen fUhrt aus, dass bereits im Jahresabschluss 2012 RUckstellungen in Héhe von
424.000 Euro eingestellt worden seien.

Fachbereichsleiter Harms fuhrt auf Nachfragen von Seiten des Ratsherrn Lotkehus (ZoB)und des
Vorsitzenden aus, dass die RUckstellungen im Jahresabschluss 2012 sehr ausfUhrlich, seitenweise
im Einzelnen erldutert worden seien.

Hinweis der Verwaltung:
Der Finanz- und Personalausschuss hat den Jahresabschluss 2012 in seiner 6ffentlichen Sitzung am
02.09.2013 zustimmend zur Kenntnis genommen.

Fachbereichsleiter Harms fUhrt weiter aus, dass die Verwaltung sehr frhzeitig auf die sich ab-
zeichnende Situation reagiert habe. Den Bescheid des Finanzamtes Oldenburg vom 20. Mai
2014 habe die Stadt Norden unter Einbeziehung der Wirtschaftsprifungsgesellschaft KPMG
angefochten, gleichwohl sei es in diesem Verfahren schwierig zu obsiegen. Die Verwaltung
habe somit im Vorfeld mit der eingestellten RUckstellung in Hohe von 424.000 Euro im Jahresab-
schluss 2012 richtig reagiert.

Ratsfrau Albers (BUndnis 90/Die Grinen) erklart, dass das Rechnungsprifungsamt in seinem
Bericht hierzu nichts sage. Sie vermisse einen Hinweis der Verwaltung. Mehrere hunderttausend
Euro an Steuern wirden an das Finanzamt gezahlt, ohne dass die Politik hierGber detailliert
informiert worden sei.

Hinweis der Verwaltung:
Auszug aus dem Rechenschaftsbericht zum Jahresabschluss 2012, zustimmend zur Kenntnis genommen
vom Finanz- und Personalausschuss in seiner 6ffentlichen Sitzung am 02.09.2013:

e Rickstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und von SteuerschuldverhdiltnisStadtentwdésserung
gemdB § 43 Abs. 1 Nr. 6 GemHKVO

Im Rahmen einer Steuerprifung des Finanzamtes Norden wurde festgestellt, dass die Stadt Norden
Betriebe gewerblicher Art unterhdilt, die der ertragssteuerlichen Behandlung unterliegen. Dieses trift
insbesondere fir den Parkplatz Dérper Weg zu. Aufgrund der zu erwartenden Nachveranlagung
durch das Finanzamt Norden wurden hier fUr die Jahre 2007 bis 2012 fir Gewerbe-, Kérperschafts-
und Umsatzsteuer sowie Zinsen ein Befrag von 424.000,00 € eingestellt.

Ratsfrau Albers (BUndnis 90/Die Grinen) fUhrt weiter aus, dass bei einer Begleitung durch ein
Steuerberatungsunternehmen im Vorfeld die Auswirkungen auf die Wirtschaftsbetriebe geklart
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werden kdénnten. Zu prifen sei, ob die Pacht marktgerecht sei. Sie beantragt, einen Auftrag an
eine Steuerberatungsgesellschaft zu erteilen, Vertragsgestaltungen und Satzungen im Konzern
Stadt Norden im Hinblick auf gegenseitige steuerliche Auswirkungen zu Uberprifen.

Fachbereichsleiter Harms verweist auf Seite 8 des Anhangs zum Jahresabschluss 2013. Dort
werde ausgefuhrt, dass die Verwaltung fur ein evil. Einspruchsverfahren 10.000 Euro fUr die Be-
auftragung eines SteuerberatungsbUros zurickstelle.

Ratsfrau Albers (BUndnis 90/Die Grinen) erklért, diese RUckstellung sei fUr das Einspruchsverfah-
ren erfolgt, sie halt jedoch eine laufende Beratung durch ein SteuerberatungsbUro fir ndtig.

Zuhdérendes Ratsmitglied Feldmann (FDP) erklért, dass die Bilanz ein Vermdgen an verbunde-
nen Unternehmungen (Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden) mit einem Wert von 13,88 Mio
Euro ausweise, wovon 11,8 Mio Euro gezeichnetes Kapital seien. Das Rechnungsprifungsamt
habe im Jahre 2012 empfohlen, den Verlustvortrag auBerordentlich abzuschreiben. Dies sei
bisher nicht gemacht worden, weil argumentiert worden sei, dass es eine Werterholung geben
wird. Das Rechnungsprifungsamt habe nun wiederholt die auBerordentliche Abschreibung
empfohlen. Er fragt, wieso die Textziffer des Rechnungsprifungsamtes nicht beantwortet wor-
den sei und warum es nicht zur Abschreibung gekommen sei.

Ratsherr LUtkehus (ZoB) sieht die dargestellte Problematik ebenfalls als Problem an. Diese MaB-
nahme sei voll haushaltswirksam. Im nichtéffentlichen Teil werde der Politik eine andere MaB-
nahme im Finanzhaushalt vorgeschlagen.

Fachbereichsleiter Harms erkléart, dass dies mit dem Nachtragsplan 2014 (Tagesordnungspunkt
12.) zusammen hdnge. Im Finanzhaushalt seien zusé&tzlich 1,35 Mio Euro zu veranschlagen. Die-
ser Betrag soll der Kapitalricklage der Wirtschaftsbetriebe zugefUhrt werden. Im Finanzhaushalt
werde dies als Auszahlung an die Wirtschaftsbetriebe und als Einzahlung eines Kredits darge-
stellf. Im Ergebnishaushalt des Nachtrages 2014 werde ein Aufwand von 1,35 Mio Euro gegen-
gebucht. Die gleiche Verfahrensweise sei fUr 2015 beabsichtigt. Der von der Stadt Norden den
Wirtschaftsbetrieben zur VerfUgung gestellte Betrag belaufe sich for 2015 auf rund 1,5 Mio. Euro.
Ab 2016 sollen keine ZufUhrungen zur KapitalrGcklage mehr erforderlich sein, gleichwohl habe
die Verwaltung im Ergebnishaushalt eine auBerordentliche Abschreibung im Aufwand in Hohe
von 2,7 Mio. Euro dargestellt. Diese Verfahrensweise sei mit dem Rechnungsprufungsamt und
der Kommunalaufsicht des Landkreises Aurich abgestimmt, weil nicht ausgeschlossen sei, dass
bis dato eine Werterholung nicht einfrete.

Ratsherr Glumm (CDU) méchte wissen, warum das Rechnungsprifungsamt in diesem Jahr kei-
nerlei Hinweise gegeben habe, wo gespart werden kénnte. AuBerdem seien zusa@tzliche Pensi-
onsrUckstellungen gebucht worden. Er fragt, warum diese nicht planbar gewesen seien.

Fachbereichsleiter Harms antwortet, dass er gerne in Erfahrung bringen wolle, warum das
Rechnungsprifungsamt keine Vorschlidge gemacht habe.

Fachdienstleiter Wiards fUhrt zur Frage nach den fehlenden Hinweisen des Rechnungspru-
fungsamtes zum Sparen aus, dass diesmal ein anderer Prifer den Bericht geschrieben habe.
Zur Frage der PensionsrUckstellungen kdnne er sagen, dass die Verwaltung regelmdaBig Mittei-
lungen der Versorgungskasse erhalte, in welcher Hohe am Ende des Jahres RUckstellungen zu
bilden seien. Diese Meldungen erhalte die Verwaltung jedoch erst nach Ablauf des Jahres fur
die die Meldung gelte. Daher sei die Planung sehr schwierig.

Zuhdrendes Ratsmitglied Feldmann (FDP) hdalt eine Werterholung ab dem Jahr 2016 fUr fraglich.
Seiner Meinung nach werde der Wert der Wirtschaftsbetriebe in der Bilanz nicht korrekt darge-
stellt.

Ratsherr LUtkehus (ZoB) macht auf die Problematik des Ubergangs des Baubetriebshofes auf
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die STADTENTWASSERUNG aufmerksam. Die STADTENTWASSERUNG sei ein GebUhrenhaushalt,
mit dem nicht verrechnet werden kénnte. In den Rechenschaftsberichten sei nachzulesen,
dass der Baubetriebshof auf Dauer Liquiditdtsprobleme erhalten werde. Das Guthaben des
Baubetriebshofes sei seinerzeit von der Stadt Norden vereinnahmt worden. Dann sei der Bau-
betriebshof fir 746.000 Euro an die STADTENTWASSERUNG verkauft worden. Das heiBe, dass die
Stadt Norden sich indirekt am Baubetriebshof in Hohe von 1,25 Mio. Euro bereichert habe. Dies
werde aus dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes deutlich. Bei den Haushaltsberatungen
bitte er zu beachten, dass der Baubetriebshof méglicherweise mit Liquiditéat ausgestattet wer-
den musse.

Fachbereichsleiter Harms erklért, dass es sich bei der Altersteilzeit um die Auflésung von RiUck-
stellungen handelt. Das Anlagevermdgen des Baubetriebshofes sei schuldenfrei.

Ratsherr LUtkehus (ZoB) schlagt im Einvernehmen mit dem Ausschuss und dem Vorsitzenden
vor, diese Thematik ,,Entwicklung des Baubetriebshofes und langfristige Liquiditatssicherung*
auf die ndchste Tagesordnung zu setfzen.

Zuhdrendes Ratsmitglied Feldmann (FDP) fragt, ob die zwei Textziffern des Rechnungsprifungs-
amtes zum Jahresabschluss zur Ratssitzung am 09.12.2014 beantwortet werden.

Fachdienstleiter Wiards erkl&rt, dies versuchen zu wollen.

Der Finanz- und Personalausschuss gibt die Angelegenheit ohne Beschlussempfehlung mit fol-
gendem Antrag weiter an den Verwaltungsausschuss:

Es wird ein Aufirag an eine Steuerberatungsgesellschaft erteilt, Vertragsgestaltungen und Sat-
zungen im Konzern Stadt Norden im Hinblick auf gegenseitige steverliche Auswirkungen zu
Uberprifen.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

Haushaltssicherungskonzept 2014:
Bericht Uber den aktuellen Umsetzungsstand
1108/2014/1.1

Sach- und Rechtislage:

Siehe Anlage.

Ratsherr Glumm (CDU) fragt hinsichtlich der KonsolidierungsmaBnahme V-93 ,Realisierung
marktublicher Mieteinnahmen fur das Gebdude ,Riedel*, ob am Ende der geplante Parkplatz
tatsdchlich Gewinn abwerfe, wenn zun&chst Kosten entstehen (z.B. Abriss des Gebdudes,
Aufbau eines Parkautomaten, Pflasterarbeiten etfc.) Bei einer solchen Betrachtung mussten
auch die Aufwendungen fur den Kauf berUcksichtigt werden.

Ratsherr Julius (CDU) bittet, dass die Verwaltung in diesem Zusammenhang auch die zurzeit
gezahlten Mieten berziffern soll.

Fachbereichsleiter Harms antwortet, die Angelegenheit gerne an den zustdndigen Fachdienst
mit der Bitte, eine Antwort der Verwaltung zu fertigen, weiterzugeben.

Von dem Bericht Uber den aktuellen Umsetzungsstand wird Kenntnis genommen.
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Jahresabschluss 2013 der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH;
Weisung des Rates an die Gesellschafterversammliung
1111/2014/1.1/1

Sach- und Rechtislage:

I
Gesellschafterversammiung

Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH stellt gemdan §
11 Ziff 3 GesV den Jahresabschluss 2013 fest und entscheidet Gber die Verwendung des Ergeb-
nisses.

In der Gesellschafterversammlung wird die Stadt Norden gemdaB § 10 Abs. 1 Safz 1 GesV durch
die BUrgermeisterin vertreten. Vor inrer Entscheidung hat sie nach § 10 Abs. 1 Satz 2 GesV die
Weisung des Rates einzuholen.

Il
Feststellung des Jahresabschlusses

Der Rat der Stadt Norden hat sich in seiner Sitzung am 21.10.2014 mit dem Jahresabschlussbe-
richt in der Fassung vom 10.07.2014 befasst und die Gesellschafterversammlung per Beschluss
angewiesen, den Jahresabschluss 2013, der einen Fehlbetrag von 1,349 Mio. € ausweist, festzu-
stellen.

Aufgrund der Tatsache, dass mit dem ehemaligen Kaufmdénnischen GeschdaftsfUhrer am
04.08.2014 ein Aufhebungsvertrag geschlossen wurde, haben sich im Nachhinein inhaltliche
Unrichtigkeiten im Anhang und im Lagebericht des Jahresabschlusses 2013 ergeben, deren
Richtigstellung zu Recht anwaltlich verlangt wird. Die formalrechtlich erforderlichen redaktio-
nellen Anderungen des Anhangs und des Lageberichts (s. Anlage) sind Gegenstand einer
Nachtragsprufung durch die KPMG-Wirtschaftsprifer gewesen. Die PrGfung war unproblema-
tisch — der Bestatigungsvermerk vom 10.07/12.11.2014 liegt vor (s. Anlage). Die Zahlen des Jah-
resabschlusses 2013 sind unverdndert.

Der Aufsichtsrat hat der Gesellschafterversammlung empfohlen, den so korrigierten Jahresab-
schluss 2013 in der Fassung vom 10.07.2014/12.11.2014 festzustellen.

lll. Verwendung des Ergebnisses

Das Geschadftsjahr 2013 schlieBt fUr die Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH mit einem
Jahresfehlbetrag in Hohe von 1.349.211,20 Euro ab.

Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung am 09.10.2014 dem Vorschlag der Geschdaftsfihrung zur
Ergebnisverwendung fir das Jahresergebnis 2013 - den Ausgleich des entstandenen Verlustes
in Hohe von 1,35 Mio. € durch die Stadt Norden in Form einer Einlage in die Ricklagen der Ge-
sellschaft herbeizufihren - die satzungsgeman erforderliche Zustimmung erteilt und diesen der
Gesellschafterversammlung zur Beschlussfassung empfohlen.

Der Vorsitzende erldutert, dass die Sitzungsvorlage geschoben werden musste, weil der Verwal-
tungsvorstand bzw. die Vertretung, Erster Stadtrat Eilers, nicht anwesend sei. Im Auftrag des
Finanzausschusses formuliert er die Kritik, dass der Finanz- und Personalausschuss erwartet habe,
dass zu diesem wichtigen Punkt jemand da gewesen wdre, der Auskunft geben kénnte.
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Der Finanz- und Personalausschuss gibt die Angelegenheit ohne Beschlussempfehlung weiter
an den Verwaltungsausschuss.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

1. Nachtragshaushaltssatzung 2014
1156/2014/1.1

Sach- und Rechtslage:

Der Rat der Stadt Norden hat in seiner Sitzung am 25.03.2014 die Haushaltssatzung und den
Haushaltsplan 2014 beschlossen. Die Haushaltssatzung weist im Ergebnishaushalt ein strukturel-
les Fehl in Hohe von 1.706.240 Euro aus. Die Kreditaufnahme fUr Investitionen und Investitions-
férderungsmaBnahmen wurde auf 1.138.000 Euro festgesetzt.

Aufgrund des Jahresabschlussergebnisses 2013 der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden
GmbH (Fehlbetrag = 1.349.211,20 €), das vom Rat am 21.10.2014 beschlossen wurde, soll dort
wegen der hierdurch sinkenden Kapitalquote und zu erwartender LiquiditGtsprobleme noch im
Haushaltsjahr 2014 bzw. zum Jahresbeginn 2015 eine Kapitalstdrkung bei den Wirtschaftsbetrie-
ben in Hohe von 1,35 Millionen Euro vorgenommen und eine weitere Kapitalstdrkung in Héhe
von 1,5 Millionen Euro im Haushalsplan 2015 veranschlagt werden. (N&here AusfUhrungen sind
der Sach- und Rechtslage zur Sitzungsvorlage 1111/2014/1.1/1 zu entnehmen).

GemdaB § 115 Abs. 2 Ziffer 2 NKomVG haben die Gemeinden unverziglich eine Nachtrags-
haushaltssatzung zu erlassen, wenn bisher nicht veranschlagte oder zusatzliche Aufwendungen
oder Auszahlungen bei einzelnen Haushaltspositionen in einem im Verhdltnis zu den Gesamt-
aufwendungen oder Gesamtauszahlungen erheblichen Umfang entstehen oder geleistet wer-
den mussen.

Das nachfolgend beschriebene haushaltsrechtliche Verfahren wurde mit dem RPA des Land-
kreises Aurich, mit der GeschdaftsfGhrung und dem Berater der Wirtschaftsbetriebe, Herrn Dr.
Lehmann-Grube, sowie mit der Kommunalaufsicht des Landkreises Aurich abgestimmt:

e Kapitalricklagenerhdhung durch Auszahlung aus dem Finanzhaushalt (Investitionen),

finanziert durch Kreditaufnahme

e Dadurch Erhdhung der aktiven stadt. Bilanzposition ,,Finanzvermdgen —Einlagen-* und
der passiven Bilanzposition ,,KapitalrGcklage" bei den Wirtschaftsbetrieben

e Die Wirtschaftsbetriebe GmbH entnimmt den Betrag der Kapitalricklage, so dass sich
dort die Bilanzposition ,,Kapitalricklage" wieder reduziert

e Wertberichtigung der stadt. Bilanzposition ,,Finanzvermdgen —-Einlagen-* durch auBeror-
dentliche Abschreibung (= auBerordentl. Aufwand im Ergebnishaushalt)

In der vorgesehenen Nachtragshaushaltssatzung 2014 ergibt sich im Ergebnishaushalt dadurch
ein zusatzlicher auBerordentlicher Aufwand in Hohe von 1,35 Millionen Euro und im Finanzhaus-
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halt (Investitionen) eine zusatzliche Auszahlung in gleicher Héhe, die durch eine Erhéhung der
Kreditaufnahmen zu decken ist.

Im Ergebnishaushalt konnte die Verschlechterung teilweise aufgefangen werden, da sich bei
der Gewerbesteuer zum Jahresabschluss 2014 Mehrertrage in Hohe von ca. 700.000 € abzeich-
nen.

BezUglich der Planung der Folgejahre wurde fUr 2015 bei den Investitionen eine nochmalige
Kapitalst@rkung in Héhe von 1,5 Millionen Euro vorgesehen.

Als Folgewirkung wurden im Ergebnishaushalt fUr die Folgejahre 2015 bis 2017 die Zinsaufwen-
dungen entsprechend angepasst. AuBerdem musste wiederum fUr das Jahr 2015 ein zus&tzli-
cher auBerordentlicher Aufwand in Héhe von 1,5 Millionen Euro eingeplant werden.

Da die bei den Wirtschaftsbetrieben bis zum Abschluss 2013 aufgelaufenen Fehlbetrage ca. 4
Millionen Euro ausmachen, wurde fUr das Haushaltsjahr 2016 eine vom Rechnungsprifungsamt
des Landkreises Aurich geforderte auBerordentliche Abschreibung auf die Kapitaleinlage
(Wertberichtigung) in Hohe von 2.7 Millionen Euro (ca. 4 Mill. aufgel. Fehlbetrdge abzgl. De-
ckung Fehlbetrag 2013) vorgesehen.

Der Entwurf der 1. Nachtragshaushaltssatzung 2014 veréndert die Haushaltsdaten 2014 hinsicht-
lich des Ergebnishaushalts wie folgt:

Ergebnishaushalt Bisherige Festsetzung | Verdnderung Neue Festsetzung
Ordentl. Ertrége 39.314.260 € + 700.000 € 40.014.260 €
AuBerordentliche 0€ + 1.350.000 € 1.350.000 €
Aufwendungen

Haushaltsfehlbedarf 1.706.240 € + 650.000 € 2.356.240 €
2014

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen erhoht sich von 1.138.000 € um
1.350.000 € auf nunmehr 2.488.000 €.

Die in der 1. Nachtragshaushaltssatzung vorgesehene Auszahlung an die Wirtschaftsbetriebe
zur Kapitalricklagenerhbhung wegen kurzfristig beflrchteter Liquiditdtsengpdsse soll voraus-
sichtlich noch in diesem Jahr bzw. gleich zu Beginn des ndchsten Jahres erfolgen. Daher ist die
geplante Kreditaufnahme ebenfalls kurzfristig vorzunehmen, so dass eine diesbezigliche Er-
mdachtigung bereits jetzt erforderlich ist. Dieser Beschluss erfolgt unter Vorbehalt der Genehmi-
gung durch die Aufsichtsbehdrde des Landkreises Aurich.

Fachbereichsleiter Harms erlédutert die Sach- und Rechtslage. Er weist darauf hin, dass die ein-
gezahlten ErtrGge, die in die KapitalrUcklage eingestellt werden sollen, Uber einen IGngeren
Zeitraum von den Wirtschaftsbetrieben an die Stadt Norden zurUckflieBen sollen.

Ratsherr LUtkehus (ZoB) erklart, dass entscheidend sei, dass die Stadt Norden den Kredit fUr den
Verlustausgleich 2013 der Wirtschaftsbetriebe aufnehme. Er schiégt vor, dass die Wirtschaftsbe-
triebe sich verpflichten missten, aus den kinftig erwarteten Uberschissen der Wirtschaftsbe-
friebe die Verlustzuweisung zu erstatten.

Fachbereichsleiter Harms sagt zu, diesen Vorschlag in die Verhandlungen mitzunehmen.
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Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt:

o Die 1. Nachtragshaushaltssatzung und der 1. Nachiragshaushaltsplan fir das Haushaltsjahr
2014 werden beschlossen.

e Unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Aufsichtsbehérde des Landkreises Aurich wird
der Aufnahme eines zusatzlichen Kredits zur Finanzierung der Kapitalricklagenerh6hung
bei den Wirtschaftsbetrieben GmbH zum Zwecke der Verlustabdeckung 2013 unter nach-
folgenden Bedingungen zugestimmit:

Gesamthochstbetrag des Kredits: 1.350.000 €
Hochstzinssatz: 4 %
Maximale Laufzeit: 30 Jahre

Die Birgermeisterin wird ermdchtigt, im Rahmen der o. g. Hochstgrenzen einen Darlehens-
vertrag abzuschlieBen.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen:
Enthaltungen:

N O o

1. Satzung zur Anderung der Hundesteuersatzung der Stadt Norden vom 07.12.2010
1132/2014/1.1

Sach- und Rechtislage:

Der Rat der Stadt Norden hat am 25.03.2014 das Haushaltssicherungskonzept 2014 als Anlage
zum Haushaltsplan beschlossen.

Damit wurde u.a. beschlossen, die Hundesteuer

a) fUr den Ersthund nicht zu erhéhen,

b) fur den Zweithund von 80 Euro auf 104 Euro jahrlich zu erhdhen,

c) fur den Dritthund und jeden weiteren Hund von 100 Euro auf 136 Euro jahrlich zu erhéhen.

Finanzielle Auswirkungen:

Mit dieser Umsetzung ist ein Mehrertrag von rund 6.060,00 Euro jahrlich im Ergebnishaushalt der
Folgejahre 2015 bis 2017 beim Produkt 611-01 — Gemeindesteuern u.a. zu erwarten, sofern sich
die Anzahl der Zweit- und Dritthunde in dieser Zeit nicht wesentlich verdndert.

Steversatz . . . e Jahrlicher
Anzahl (seit dem Bisherige Steuersatz KOnftige Mehrertrag
Steuerart Hunde 01.01.2005) Einnahmen | (ab01.01.2015) | Einnahmen | (2015-2017
110.280,00
1. Hund 1838 60,00 € € 60,00 € 110.280,00 € 0,00 €
2. Hund 227 80,00 € 18.160,00 € 104,00 € 23.608,00 € 5.448,00 €
3. Hund
und jeder
weitere Hund 17 100,00 € 1.700,00 € 136,00 € 2.312,00 € 612 €

Mit dieser MaBnahme wird somit der im Haushaltssicherungskonzept 2014 anvisierte Effekt eines
Mehrertrages im Ergebnishaushalt von 10.000 Euro jahrlich fUr die Jahre 2015 bis 2017 nicht er-
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reicht.

Redaktionelle Anderungen in der Hundesteuersatzung:

e § 3 SteuermaBstab und Steuersatze
Abs. 2 Satz 1 lautet bisher:

Gefdhrliche Hunde im Sinne von § 3 Abs. 1 Buchstabe d) sind solche Hunde, fUr die von der
zustandigen Ordnungsbehdrde bestandskréftig eine Feststellung der Gef&hrlichkeit nach §
3 Abs. 2 Satz 2 Niedersdchsisches Gesetz Uber das Halten von Hunden erfolgt ist.

Abs. 2 Satz 1 lautet kUnftig:

Gefdhrliche Hunde im Sinne von § 3 Abs. 1 Buchstabe d) sind solche Hunde, fUr die von der
zustandigen Behdrde eine Feststellung der Gefdhrlichkeit nach § 7 NiedersGchsisches Ge-
setz Uber das Halten von Hunden erfolgt ist.

Diese Anderung ist notwendig, weil das Niederséichsische Gesetz Uber das Halten von Hun-
den im Jahre 2011 neu gefasst wurde.

Abs. 2 wird wie folgt ergénzt:

,Gefdhrliche Hunde gemdaB § 3 Abs. 1 Buchstabe d) gelten bei der Berechnung der Anzahl
der gehaltenen Hunde als Hunde im Sinne von § 3 Abs. 1 Buchstaben a) bis c).*

Mit dieser Ergénzung wird eine Klarstellung bei der Berechnung der Hundesteuer erreicht.

Der Beschlussvorschlag zv Ziffer 1 beinhaltet die vom Rat beschlossene KonsolidierungsmaB-
nahme V-03 mit redaktionellen Anderungen.

Uber die 0.g. KonsolidierungsmaBnahme hinaus schié&gt die Verwaltung folgende zusétzliche
MaBnahmen vor:

Hundeanzahl in Norden im Vergleich der Jahre 2004 und 2014:

Hundeanzahl Hundeanzahl Veranderung Veranderung
(Stand: 09.12.2004) | (Stand:21.10.2014) | der Hundeanzahl | der Hundeanzahl
Steverart 2004 2014 (in Zahlen) (in Prozent)
1. Hund 1412 1838 + 426 + 30,17
2. Hund 128 227 +99 +77,34
3. Hund
und jeder
weitere
Hund 12 17 +5 +41,67

Die Hundesteuer hat in erster Linie den Zweck, die Anzahl der Hunde zu begrenzen. Durch die-
se Begrenzung werden die durch die Hundehaltung potentiell entstehenden Gefahren in Be-
zug auf die Hygiene und Gesundheit, insbesondere die Verschmutzung 6ffentlicher Anlagen,
wie z.B. Spielpl&tze, Parks und Gehwege, reduziert.

Um die Anzahl der Ersthunde im Gebiet der Stadt Norden nicht weiter ansteigen zu lassen, halt
die Verwaltung aufgrund der in obiger Tabelle aufgefUhrten Feststellungen auch eine Erho-
hung der Hundesteuer fur den 1. Hund als Erg&nzung zum beschlossenen Haushaltssicherungs-
konzept 2014 bzw. in einem 2. Schritt fUr zielfGhrend.
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Anhdaltspunkte fUr ein angemessenes MaB zur Anpassung der Hundesteuer fur den 1. Hund:

a) Vergleich der geplanten Steuersdtze der Stadt Norden mit den derzeitigen Steuersdtzen

der umliegenden Gemeinden (EWZ=Einwohnerzahl) (Stand: 21.10.2014)

Norden
Steuerart (EWZ:24.951) Emden Aurich Leer
ab dem (EWZ: 49.787) | (EWZ: 40.637) | (EWZ: 33.891)
01.01.2015
1. Hund 60,00 € 79,80 € 57,00 € 60,00 €
2. Hund 104,00 € 117,00 € 69,00 € 90,00 €
3. Hund 136,00 € 129,00 € 108,00 € 114,00 €

b) Vergleich der geplanten Steuersdtze der Stadt Norden mit anderen Nordseeheilbd-

dern(EWZ=Einwohnerzahl) (Stand: 21.10.2014):

Nordseeheilbdder
Steuerart Norden
(EWZ: 24.951)
ab dem Cuxhaven Norderney Esens Wangerland
01.01.2015 (EWZ: 49.093) | (EWZ:8.890) | (EWZ: 14.220) | (EWZ:9.170)
1. Hund 60,00 € 72,00 € 64,00 € 40,00 € 50,00 €
2. Hund 104,00 € 108,00 € 92,00 € 60,00 € 100,00 €
3. Hund 136,00 € 144,00 € 112,00 € 80,00 € 150,00 €

Mit der Anhebung der Hundesteuer fir den 1. Hund um 12 Euro jahrlich, von 60 Euro auf 72 Euro
jahrlich, kénnte das finanzielle Ziel der beschlossenen MaBnahme erzielt werden.
(Beschlussvorschlag zu Ziffer 2.)

Freiwillige Regelungen der Stadt Norden zur Befreiung und ErmdBigung von der Hundesteuer

Der Deutsche Stadtetag bewertet Steuerbefreiungen und SteuerermdBigungen eher kritisch, da
sie den Verwaltungsaufwand fir die Hundesteuer in relativer Betrachtung deutlich steigern.

o Steuerbefreiung - Gebrauchshunde von Forstbeamtinnen und bestatigte Jagdaufseher
auf Antrag (8§ 4 Abs. 2 Ziffer 2 der Hundesteuersatzung)

Bevorteilt von dieser Steuerbefreiungsregelung sind amtlich bestellte Jagdaufseher /
Wattenjagdaufseher. In den Hundesteuersatzungen der Stédte Aurich, Emden und Leer gibt es
eine solche Steuerbefreiungsregelung nicht. Mit der Abschaffung dieser Steuerbefreiungsrege-
lung wurde der Profaufwand der Verwaltung wegfallen und es wirden Mehrertradge von 300
Euro jahrlich erzielt.

Die Verwaltung schlagt die Abschaffung dieser Steuerbefreiungsregelung vor.
(Beschlussvorschlag zu Ziffer 3.)

o SteuerermaBigung - Zwingersteuver (85 und § é Ziffer 4. teilweise der Hundesteuersatzung)

Mit der Zwingersteuer werden Hobbyzichter in Norden regelmdaBig mit der halben Hundesteu-
er belegt. Maximal ist eine Zwingersteuer in Hohe der Steuer fUr zwei voll besteuerte Hunde zu
zahlen.
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Die Privilegierung durch die Zwingersteuer ist verfassungsrechtlich nicht unumstritten, weil u.a.
die SteuerermdBigung von Handlungen privater Hundezuchtvereinigungen abhdngig ge-
macht wird.

Die Abschaffung der Zwingersteuer hatte zusatzlich den Effekt, dass der Verwaltungsaufwand
hinsichtlich der regelmdBigen Kontrolle der BUcher Uber den Bestand, den Erwerb und die Ver-
AuBerung der Hunde wedfiele und nach dem jetzigen Stand Mehrertrége in Héhe von 858 Euro
j@hrlich erzielt wirden, die insgesamt von den fUnf in Norden ansdssigen Hundezichtern aufzu-
bringen wdaren.

Die Verwaltung schldagt die Abschaffung der Zwingersteuer vor. (Beschlussvorschlag zu Ziffer 4.)

Stadtamtmann Wilberts gibt ausfuhrliche ErlGduterungen zur Sitzungsvorlage.

Frerich Brechters, Ortsvorsteher von Neuwesteel, halt den Wegfall der Steuerbefreiungsrege-
lung fUr Wattenjagdaufseher nicht fUr das richtige Signal. Betroffen seien hiervon Uberwiegend
die ehrenamtlich tatigen Wattenjagdaufseher der Seehundstation Norddeich.

Ratsfrau van Gerpen (SPD) erkldrt, dass ihre Fraktion die Anhebung der Hundesteuer fUr den
Ersthund aus sozialen Grinden kritisch sehe und beantragt, die Angelegenheit ohne Beschluss-
empfehlung weiterzugeben.

Ratsherr LUtkehus (ZoB) erklart, mit dem Verwaltungsvorschlag im Gesamtpaket inklusive der
Verwaltungsvereinfachungen sehr gut leben zu kdnnen.

Der Finanz- und Personalausschuss gibt die Angelegenheit ohne Beschlussempfehlung weiter
an den Verwaltungsausschuss.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

Neufassung der Zweitwohnungssteuersatzung
1035/2014/1.1

Sach- und Rechtislage:

Die Stadt Norden erhebt seit dem 01. Juli 1984 ein Zweitwohnungssteuer.

Seither erfolgte die Berechnung der Zweitwohnungssteuer regelmdaBig auf der Basis des jahrli-
chen Mietaufwandes mittels mehrerer pauschalierter Steuerstufen mit jeweils einer Mindestbe-
frags- und einer Hochstbetragsstufe. Dieses Verfahren fuhrte teils zu ungerechten Besteuerun-
gen, weil der Steuersatz mit einer steigenden Bemessungsgrundlage abgenommen und damit
entgegengesetzt zur wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit des Zweitwohnungsbestzers verlaufen
ist.

Mit der Sitzungsvorlage 0916/2014/1.1 wurde am 12.05.2014 im Finanz- und Personalausschuss
und am 13.05.2014 im Verwaltungsausschuss darUber informiert, dass das Besteuerungsverfah-
ren zum 01.01.2015 auf eine lineare/proportionale Besteuerung mit einem fur alle Steuerpflichti-
gen einheitlichen Steuersatz umgestellt werden soll. Der Verwaltungsausschuss beauftragte
daraufhin die Verwaltung, die erforderlichen Daten fUr die Satzungsé&nderung zu erheben.
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Da die Datenerhebung gréBtenteils erfolgt ist, legt die Verwaltung die Neufassung der Zweit-
wohnungssteuersatzung vor.
Die Grundlage fUr die Berechnung der Zweitwohnungssteuer bildet regelmdaBig die fur die je-
weilige Zweitwohnung vom Finanzamt mittels Einheitswertbescheid festgesetzte Jahresronmie-
te, die der Stadt Norden vom Zweitwohnungsinhaber belegt worden ist.
Der Steuersatz betragt einheitlich fUr jeden steuerpflichtigen Zweitwohnungsinhaber 7 Prozent.
Der Steuersatz wurde ertragsorientiert auf der Basis der im Haushaltsjahr 2014 erzielten Ertrége
zuzUglich einer im Haushaltssicherungskonzept 2014 festgesetzten Erhdhung in Hohe von jahr-

lich 25.000 € ermittelt.

Stadtamtmann Wilberts erlGutert die Sach- und Rechtslage.

Ratsherr LUtkehus (ZoB) mdchte wissen, wer auf die Idee gekommen sei, die Zweitwohnungs-
steuer Uber die Daten aus den Einheitswertbescheiden des Finanzamtes zu berechnen.

Stadtamtmann Wilberts antwortet, dass dieser SteuermalBstab gewdhlt worden sei, weil er von
den Verwaltungsgerichten in unterschiedlichen Verfahren regeImdagig als rechtmaBig beurteilt
worden sei.

Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt:

Die Zweitwohnungssteuersatzung vom 09.12.2014 wird beschlossen.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

Finanzbericht (Stand: 30.09.2014)
1109/2014/1.1

Sach- und Rechtislage:

Wie in der Sitzung des Finanz- und Personalausschusses vom 02.09.2013 gewUnscht, wird der
Finanzbericht zur Kenntnisnahme vorgelegt.

Der Finanzbericht wird vierteljGhrlich, zu den folgenden Terminen erstellt:
- 31.03. (soweit sinnvoll)

- 30.06.
- 30.09.und
- 31.12.
In der darauffolgenden Sitzung wird der Finanzbericht im Finanz- und Personalausschuss vorge-

legt.

Der Finanzbericht wird zur Kenntnis genommen.
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Einrichtung zusatzlicher Planstellen fir die stadtischen Kindergdrten
0882/2014/1.3

Sach- und Rechtslage:

Das niedersdchsische Kindertagesstattenrecht legt fest, in welchem zeitlichen und fachlichen
Umfange die Kindertagesstatten personell zu besetzen sind. Die planbare Personalausstattung
in den stadtischen Kindergdarten entspricht diesen gesetzlichen Mindestanforderungen.

1. Vertretungskrafte:
Die Rechtslage bestimmt, dass in jeder Gruppe neben der Gruppenleitung eine weitere
geeignete Fach- und Betreuungskraft regelmaBig tétig sein muss. Die jeweilige Be-
friebserlaubnis der Kindertagesst&tten bestimmt deshalb auch, dass in Urlaubs- und
Krankheitsfallen sowie bei anderen Personalausfallen fUr Vertretung zu sorgen ist.
Das bisherige Personalbewirtschaffungsmodell fUr Vertretungsfalle (angeordnete Mehr-
arbeit bei stadt. Beschaftigten mit zusatzlichen Kurzzeitvertretungen vom Arbeitsmarkt)
wird den heutigen Ansprichen und tatséchlichen Gegebenheiten nicht mehr gerecht.
Gute Fachkrafte mit verschiedenen Zusatzqualifikationen, wie sie fur den Betrieb von
Kindergarten-, Krippen- oder Integrationsgruppen notwendig sind, kdnnen auf dem Ar-
beitsmarkt kurzzeitig nicht mehr angeworben werden (Fachkraftemangel).
Das Kultusministerium hat aktuell eindeutig darauf hingewiesen, dass es zwingend er-
forderlich ist, den gesetzlichen Personalmindestbestand jederzeit zu gewdhrleisten, da
anderenfalls die betreffende Kindergruppe rechtswidrig betrieben wird und dann haf-
fungsrechtliche Probleme auftreten.

Die 2013 eingerichtete Springerstelle hat dazu beigetragen, Personalprobleme bei Aus-
fallen abzumildern, jedoch nicht geldst.

Eine deutliche Erleichterung bei der ErfUllung der rechtlichen Vorgaben und letztlich
auch im Sinne der Qualitatssicherung ist die Einstellung von zwei weiteren Springerkraf-
ten. In den vier stadtischen Kindergdarten arbeiten einschl. der Kindergartenleitungen
zzt. ca. 45 Erzieherinnen, Sozialassistenten, Kinderpflegerinnen und sonstiges Fachper-
sonal. Allein bei einer Krankheitsquote von 5% ergibt sich bereits ein Bedarf fUr zwei
Springerstellen.

Die Verwaltung schlagt deshalb vor, zwei weitere Springerstellen in den Stellenplan
2015 einzuplanen. Die Personalkosten fUr beide Springerstellen liegen zusammen bei ca.
90.000 Euro.

Das Land zahlt fUr diese Krafte keine Personalkostenzuschusse.

2. Dritte Krafte in Krippengruppen:
Das Kultusministerium hat bzgl. der Personalausstattung der Kinderkrippen einen Ge-
sefzentwurf vorgelegt. Danach zahlt das Land eine Pauschalsumme fUr die dritten
Fachkrafte in Krippen. Diese Fachkrafte missen mindestens die Qualifikation der Sozial-
assistenz haben. Nach den Berechnungen ergibt sich durch die zu erwartende Ande-
rung im gesetzlichen PersonalschlUssel ein zusatzlicher Bedarf von 5 Fachkraften in Teil-
zeit. Das Land Niedersachsen wird sich an den Personalkosten beteiligen und zwar im
Jahre 2015 auf der Basis von 20 Betreuungsstunden je Kraft(Pauschale Sozial-assistentin).
In den Folgejahren steigen die Zuwendungen auf der Grundlage folgender Héchstzah-
len pro Kraft 23 (2016), 26 (2017), 29 (2018), 32 (2019), 40 (2020). Die Verwaltung schlagt
vor, die zusa@tzlichen fUnf DrittkrGfte mit je 23 Wochenstunden (Landesvollfinanzierung
ab 2016) einzuplanen, um auf dem Arbeitsmarkt gute Kréfte anzusprechen. Eine attrak-
five Wochenarbeitszeit von mind. 23 Stunden ist dazu Grundvoraussetzung. Das Stellen-
volumen enftspricht 3 Vollzeitstellen.
Unabhdéngig von der Férderpraxis des Landes schreibt es ab 2020 die Drittkréfte in Krip-
pen mit mindestens 11 belegten Platzen verbindlich vor.
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Der Finanz- und Personalausschuss empfiehlt:

1. Fir den Stellenplan 2015 sind zwei weitere Springerstellen fir die stadtischen Kinderta-
gesstatten einzuplanen.

2. Ausserdem sind 5 Teilzeitstellen (gebiundelt = 3 Vollzeitstellen) fir die stadt. Kinderkrip-
pen zusatzlich fir den Stellenplan 2015 einzuplanen.

Bis 2020 ist der Stellenplan den gestaffelten Hochststundenzahlen des Landes pro Krip-
pendrittkraft entsprechend anzupassen.

Stimmergebnis: Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

zu 17  Dringlichkeitsantrage

Dringlichkeitsantrdge liegen nicht vor.

zu 18  Anfragen

Keine

zu 19 Winsche und Anregungen

Keine

zu 20  SchlieBung der Sitzung (offentlicher Teil)

Der Vorsitzende schlieBt um 18.53 Uhr die Sitzung.

Der Vorsitzende Die BUrgermeisterin Der ProtokollfUhrer

-Wimberg- -Schlag- -Wilberts



	Text
	Tagesordnung
	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	Text22
	Text33
	Nummer
	Betreff
	Vorlage
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	Text1a
	BM_TEXT3
	Text2a
	Text3a
	Text4a
	Text5a
	Text6a

